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Drucksache YI/2258 


Der Bundesminister des Innern 

ÖS 5 -649 054/1 


Bonn, den 1. Juni 1971 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Betr.: Internationale Polizeikonvention 

Bezug: Beschluß des Deutschen Bundestages vom 26. Juni 1969 
- Drucksache V/4420 - 


Der Deutsche Bundestag hat in seiner 243. Sitzung der 5. Legis- 
laturperiode am 26. Juni 1969 den nachstehenden Antrag des 
Innenausschusses - Drucksache V/4420 — angenommen: 

„1. Der Bericht der Bundesregierung - Drucksache V/3425 
- wird zustimmend zur Kenntnis genommen. 

2. Die Bundesregierung wird ersucht, 

a) alle Bemühungen für das Zustandekommen einer 
Internationalen Polizeikonvention auch weiterhin 
zu fördern; 

b) das auf Grund des Beschlusses des Deutschen Bun- 
destages vom 8. Dezember 1966 erstellte Rechtsgut- 
achten zu Fragen einer Internationalen Polizeikon- 
vention allen Stellen zuzuleiten, die das Zustande- 
kommen einer Internationalen Polizeikonvention 
fördern können; 

c) dem Deutschen Bundestag spätestens bis zum 
1. Juni 1971 erneut über die Bemühungen um das 
Zustandekommen einer Internationalen Polizeikon- 
vention zu berichten. 

3. Die in die Beratende Versammlung des Europarates 
entsandten Mitglieder des Deutschen Bundestages 
werden gebeten, die von Mitgliedern der Beratenden 
Versammlung ergriffene Initiative für das Zustande- 
kommen einer Internationalen Polizeikonvention zu 
unterstützen und im Rahmen ihrer Möglichkeiten auf 
eine Beschleunigung der Verhandlungen hinzu- 
wirken." 


Drude: Thenee Drude KG, 53 Bonn 
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Gemäß Nummer 2 c) dieses Beschlusses berichte ich namens 
der Bundesregierung im Einvernehmen mit dem Auswärtigen 
Amt: 

1. In den Berichten der Bundesregierung vom 27, Dezember 
1967 (Drucksache V/2433) und 24. Oktober 1968 (Drucksache 
V/3425) wurde auf die Initiative hingewiesen, die von Mit- 
gliedern der Beratenden Versammlung des Europarates mit 
dem Ziel ergriffen worden ist, eine Verdeutlichung des völ- 
kerrechtlichen Schutzes der Polizeibeamten im Kriegsfälle 
zu erreichen. Das Ergebnis dieser Bemühungen, zu dem die 
der Beratenden Versammlung angehörenden Mitglieder des 
Deutschen Bundestages konstruktiv beigetragen haben, hat 
seinen Niederschlag in der „Empfehlung 60r' gefunden, die 
von der Beratenden Versammlung in ihrer Sitzung am 
20. April 1970 verabschiedet worden ist. Sie hat folgenden 
Wortlaut; 


„Die Versammlung 

1. ist der Auffassung, daß Polizeibeamte in Kriegszeiten 
und insbesondere bei feindlicher Besatzung großer see- 
lischer Belastung und Gewissensnot ausgesetzt sind; 

2. hält es für unzweckmäßig, Polizeibeamten den „Kombat- 
tanten"-Status zu geben, da sie bei feindlicher Besatzung 
weiterhin im Interesse der Zivilbevölkerung ihr Amt, das 
aus dem Schutz von Personen und Gütern besteht, aus- 
üben müssen und daher nicht unter die Bestimmung der 
III. Genfer Konvention vom 12. August 1949 über die 
Behandlung von Kriegsgefangenen fallen; 

3. ist überzeugt, daß Polizeibeamte ebenso wie die übrige 
Zivilbevölkerung in Kriegszeiten durch völkerrechtliche 
Bestimmungen geschützt werden müssen; 

4. ist von der Zweckmäßigkeit der Anwendung der IV. Gen- 
fer Konvention vom 12. August 1949 über den Schutz von 
Zivilpersonen in Kriegszeiten und insbesondere der Ar- 
tikel 27, 51, 54, 65 und 70 Abs. 1 auf Polizeibeamte im 
Ealle einer internationalen bewaffneten Auseinander- 
setzung überzeugt; 

5. ist der Auffassung, daß rein rechtlich gesehen die IV. 
Genfer Konvention auf Polizeibeamte angewandt wer- 
den kann, hält es jedoch für wünschenswert sicherzu- 
stellen, daß dies von allen Vertragsparteien im Palle 
einer internationalen bewaffneten Auseinandersetzung 
auch tatsächlich geschieht; 

6. hält es für zweckmäßig, daß die Vertragsstaaten sich auf 
eine einheitliche bindende Auslegung der Konvention 
festlegen; 
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7. fordert ihre Mitglieder auf, alles Notwendige bei ihren 
Parlamenten zu veranlassen, daß diese bei ihren Regie- 
rungen darauf dringen, unverzüglich dieser Empfehlung 
zuzustinimen ; 

8. empfiehlt dem Ministerkomitee: 

a) die Regierungen der Mitgliedstaaten aufzufordern, 
dem Schweizer Bundesrat, dem Treuhänder der Kon- 
ventionen, mögliche Einwände oder Bemerkungen in 
bezug auf die Anwendung der Konventionen im oben 
erwähnten Sinn mitzuteilen; 

b) die Regierungen der Mitgliedstaaten aufzufordern, 
sich dafür einzusetzen, daß Nichtmitgliedstaaten, die 
die Konventionen unterzeichnet haben, dem Schwei- 
zer Bundesrat ihre Einwendungen und Bemerkungen 
alsbald oder spätestens zwei Jahre nach Annahme 
dieser Empfehlung mitteilen; 

c) den Schweizer Bundesrat zu ersuchen, diesem Vor- 
haben seine uneingeschränkte Hilfe und Unterstüt- 
zung zuteil werden zu lassen; 

d) die Regierungen der Mitgliedstaaten aufzufordern, 
einander zu konsultieren, wie und inwieweit es für 
die Betroffenen zweckmäßig und im Sinne dieser 
Empfehlung wünschenswert wäre, ein internationales 
Kennzeichen für Polizeibeamte einzuführen, die aus- 
schließlich für die Erhaltung der öffentlichen Ordnung 
und Verbrechensbekämpfung verantwortlich sind." 

Uber die Bemühungen im Rahmen des Europarates hinaus 
sind der Bundesregierung bisher keine konkreten Ansätze 
für das Zustandekommen einer Polizeikonvention auf inter- 
nationaler Ebene bekannt geworden. 


2. Maßnahmen der Bundesregierung auf Grund der Empfeh- 
lung 601 sind bisher noch nicht veranlaßt, weil diese nur für 
das Ministerkomitee bestimmt ist. Erst dieses Komitee, das 
in seiner Tätigkeit durch die Ministerbeauftragten unter- 
stützt wird, ist befugt, Empfehlungen an die Mitgliedstaaten 
zu richten. Die Ministerbeauftragten sind namens des Mini- 
sterkomitees in eine Prüfung der Empfehlung 601 einge- 
treten und haben dazu eine Stellungnahme des Internatio- 
nalen Komitees vom Roten Kreuz eingeholt, die seit Januar 
d. J. vorliegt. 

Zur Förderung des Vorhabens hat die Bundesregierung ihre 
Vertretung beim Europarat im August vergangenen Jahres 
angewiesen, sich in der Beratung der Ministerbeauftragten 
positiv zu äußern und dabei nachstehende Erklärung abzu- 
geben: 

„Die Bundesregierung würde es begrüßen, wenn es gelänge, 
den völkerrechtlichen Status der Beamten der allgemeinen 
Polizei als „Zivilpersonen", wie er sich ihrer Meinung nach 
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bereits aus der geltenden Rechtslage ergibt, durch eine von 
allen Vertragsstaaten gebilligte Auslegung der IV. Konven- 
tion zu verdeutlichen. Sie ist der Auffassung, daß ein we- 
sentlicher Schritt zur Lösung der Probleme getan werden 
kann, wenn im Sinne der Empfehlung an den Ministerrat 
verfahren wird. Die Bundesregierung gibt jedoch zu erwä- 
gen, daß die Polizeien in den einzelnen Staaten verschieden- 
artig organisiert sind und auch das Recht der Staaten nicht in 
Frage gestellt werden kann, ihre Polizei oder Teile davon 
mit Verteidigungsaufgaben zu betrauen und in die Streit- 
kräfte einzugliedern. Die IV. Genfer Konvention kann des- 
halb selbstverständlich nur auf die Polizeibeamten Anwen- 
dung finden, die auch im Falle eines Konflikts ihren zivilen 
Status behalten. Soweit danach Polizeien oder Teile davon 
auf Grund nationaler Bestimmungen schon im Frieden den 
Streitkräften angehören oder im Konfliktsfall in sie einge- 
gliedert werden, bleiben sie außer Betracht. Der davon be- 
troffene Personenkreis ist eindeutig in den Schutz des III. 
Genfer Abkommens einbezogen. In der Bundesrepublik wird 
der verbandsmäßig organisierte Teil des Bundesgrenzschut- 
zes durch gesetzliche Regelung mit Beginn eines Konflikts 
der bewaffneten Macht zugeordnet. Die gesamten übrigen 
Polizeien, also auch die im Einzeldienst tätige Grenzpolizei, 
bleiben demgegenüber rein zivile Organe (allgemeine Poli- 
zei), deren Angehörige Anspruch auf den Schutz der IV. 
Konvention haben. 

Da in Anbetracht der tatsächlichen Gegebenheiten für die 
Beamten der allgemeinen Polizei wegen ihrer Uniformie- 
rung und Waffenführung die Gefahr der Verwechslung mit 
Kombattanten möglich ist, sollte das Augenmerk darauf 
gerichtet werden, 

1. ein internationales Erkennungszeichen für die allgemeine 
Polizei einzuführen, 

2. klarzustellen, daß die Beamten der allgemeinen Polizei 
befugt sind, bestimmte Waffen zu führen und bestimmte 
nur polizeiliche Sicherungsaufgaben wahrzunehmen. 

Darüber hinaus könnte es sich als nützlich erweisen, zu einer 
einheitlichen Begriffsbestimmung für die durch die IV. Gen- 
fer Konvention geschützten Polizeien zu kommen. Im übri- 
gen hält es die Bundesregierung für besonders wichtig, daß 
neben den Mitgliedstaaten des Europarates auch die Nicht- 
mitgliedstaaten ihre Vorstellungen zu den Problemen unter- 
breiten sollen. Sie möchte in diesem Zusammenhang zu be- 
denken geben, daß manches dafür sprechen könnte, den 
Schweizer Bundesrat als Treuhänder der Konventionen zu 
bitten, die Nichtmitgliedstaaten entsprechend zu konsul- 
tieren.'' 

Die vorgenannte Erklärung konnte jedoch bisher nicht abge- 
geben werden, weil die Ministerbeauftragten seit ihrer kur- 
zen Beratung im Juni 1970 die materielle Behandlung der 
Empfehlung 601 noch nicht wieder aufgenommen haben. Eine 
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weitere Erörterung durch die Ministerbeauftragten wird vor- 
aussichtlich auf deren Sitzung im September d, J. zu erwar- 
ten sein. Das Sekretariat der Ministerbeauftragten wird für 
diese Erörterung das von der Bundesiugieiung zur Ver- 
fügung gestellte Gutachten von Prof. Dr. Scheuner rechtzeitig 
als CM-Dokument verteilen. Die Bundesregierung hat ver- 
anlaßt, daß ihre Erklärung zur Empfehlung 601 in das gleiche 
Dokument aufgenommen und auf diesem Wege den Ver- 
tretern aller Mitgliedstaaten bekanntgegeben wird. 

Nach den der Bundesregierung vorliegenden Informationen 
erscheint es nicht ausgeschlossen, daß sich bei den Minister- 
beauftragten eine Meinung dahin heranbildet, daß von sei- 
ten des Europrates in den anstehenden Fragen nichts veran- 
laßt werden könne, sondern das Internationale Komitee vom 
Roten Kreuz dafür zuständig sei. Ob sich daraus eine Initia- 
tive des Europarates gegenüber dem Internationalen Komi- 
tee entwickeln wird, läßt sich gegenwärtig noch nicht über- 
sehen. 


3. In Ausführung der Nummer 2 b) des Beschlusses des Deut- 
schen Bundestages vom 26. Juni 1969 hat die Bundesregie- 
rung das Gutachten von Prof. Dr. Scheuner zu Fragen einer 
Internationalen Polizeikonvention außer dem Internatio- 
nalen Komitee vom Roten Kreuz auch den Ministerbeauf- 
tragten des Europarates verfügbar gemacht. 


Genscher 
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